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BUNDESSOZIALGERICHT 

Beschluss 

in dem Rechtsstreit 

 
 
 
Az: B 9 SB 15/10 B 
 
L 8 SB 478/09 (LSG Baden-Württemberg) 
S 6 SB 6035/04 (SG Stuttgart) 
 
 
 
……………………………………, 
 
 
 Klägerin und Beschwerdeführerin, 
 
Prozessbevollmächtigte: ………………………………………, 
 
 
 

g e g e n 
 
 
 
Land Baden-Württemberg, 
vertreten durch das Regierungspräsidium, Landesversorgungsamt, 
Ruppmannstraße 21, 70565 Stuttgart, 
 
 Beklagter und Beschwerdegegner. 
 
 
 
Der 9. Senat des Bundessozialgerichts hat am 1. Juli 2010 durch den 

Vorsitzenden Richter   Prof. Dr.  L o y t v e d    sowie die Richter   K r u s c h i n s k y  

und   Dr.  K n ö r r  

beschlossen: 

 
Die Beschwerde der Klägerin gegen die Nichtzulassung der Revision im Urteil des Landes-

sozialgerichts Baden-Württemberg vom 5. März 2010 wird als unzulässig verworfen. 

 

Kosten sind nicht zu erstatten. 
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G r ü n d e : 

 

Durch Urteil vom 5.3.2010 hat das Landessozialgericht Baden-Württemberg (LSG) einen An-

spruch der Klägerin auf Feststellung ihres Grades der Behinderung (GdB) auf 50 anstelle des 

bisher zuerkannten Grades von 30 verneint. Gegen die Nichtzulassung der Revision in diesem 

Urteil hat die Klägerin beim Bundessozialgericht (BSG) Beschwerde eingelegt, die sie mit 

grundsätzlicher Bedeutung sowie dem Vorliegen eines Verfahrensmangels begründet.  

 

Die Nichtzulassungsbeschwerde der Klägerin ist unzulässig. Ihre Begründung genügt nicht den 

gesetzlichen Anforderungen (§ 160a Abs 2 Satz 3 SGG). Keiner der in § 160 Abs 2 SGG ab-

schließend aufgeführten Zulassungsgründe ist ordnungsgemäß dargetan worden (vgl § 160a 

Abs 2 Satz 3 SGG). 

 

Grundsätzliche Bedeutung iS des § 160 Abs 2 Nr 1 SGG hat eine Rechtssache nur dann, wenn 

sie eine Rechtsfrage aufwirft, die - über den Einzelfall hinaus - aus Gründen der Rechtseinheit 

oder der Fortbildung des Rechts einer Klärung durch das Revisionsgericht bedürftig und fähig 

ist. Ein Beschwerdeführer muss daher anhand des anwendbaren Rechts sowie unter Berück-

sichtigung der höchstrichterlichen Rechtsprechung und des Schrifttums angeben, welche 

Rechtsfragen sich stellen, dass diese noch nicht geklärt sind, weshalb eine Klärung aus Grün-

den der Rechtseinheit oder Rechtsfortbildung erforderlich ist, und dass das angestrebte Revi-

sionsverfahren eine Klärung erwarten lässt. Um seiner Darlegungspflicht zu genügen, muss der 

Beschwerdeführer mithin Folgendes aufzeigen: (1) eine bestimmte Rechtsfrage, (2) ihre (ab-

strakte) Klärungsbedürftigkeit, (3) ihre (konkrete) Klärungsfähigkeit sowie (4) die über den Ein-

zelfall hinausgehende Bedeutung der von ihm angestrebten Entscheidung, also eine Breitenwir-

kung (vgl BSG SozR 1500 § 160 Nr 17; BSGE 40, 158 = SozR 1500 § 160a Nr 11; BSG SozR 

1500 § 160a Nr 7, 13, 31, 59, 65). Diesen Anforderungen genügt die vorliegende Beschwerde-

begründung nicht. 

 

Die Klägerin hält es für eine Rechtsfrage von grundsätzlicher Bedeutung, ob die Auswirkungen 

eines Fibromyalgie-Syndroms entsprechend den Maßstäben für psychovegetative oder 

psychische Störungen oder aber nach anderen Maßstäben, beispielsweise denen für Gelenker-

krankungen, zu bewerten sind. Es kann dahinstehen, ob es sich bei der von der Klägerin formu-

lierten Frage in vollem Umfang um eine bestimmte Rechtsfrage, also eine Frage handelt, die 

ausschließlich unter Anwendung juristischer Auslegungsmethoden beantwortet werden kann. 

Denn die Klägerin hat es jedenfalls versäumt darzulegen, dass diese Frage klärungsbedürftig 

ist. Die Klärungsbedürftigkeit einer Frage ist ua nicht gegeben, wenn die Rechtsfrage bereits 

höchstrichterlich beantwortet ist (BSG SozR 1500 § 160 Nr 51; BSG SozR 1500 § 160a Nr 13 

und 65) oder wenn sich für die Antwort in höchstrichterlichen Entscheidungen ausreichende 

Anhaltspunkte finden (BSG SozR 3-1500 § 146 Nr 2 und § 160 Nr 8). Die Klägerin hätte daher 
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die Klärungsbedürftigkeit der von ihr aufgeworfenen Frage unter Einbeziehung der 

vorhandenen Rechtsprechung des BSG näher begründen müssen. Dies hat sie versäumt. 

 

Wird eine Nichtzulassungsbeschwerde - wie vorliegend - darauf gestützt, dass ein Verfahrens-

mangel vorliege, auf dem die angefochtene Entscheidung beruhen könne (§ 160 Abs 2 Nr 3 

SGG), so müssen bei der Bezeichnung des Verfahrensmangels die diesen (vermeintlich) be-

gründenden Tatsachen substantiiert dargetan werden (vgl BSG SozR 1500 § 160a Nr 14, 24, 

34, 36). Darüber hinaus ist die Darlegung erforderlich, dass und warum die Entscheidung des 

LSG ausgehend von dessen materieller Rechtsansicht auf dem Mangel beruhen kann, dass 

also die Möglichkeit einer Beeinflussung des Urteils besteht (vgl BSG SozR 1500 § 160a Nr 14, 

36). Gemäß § 160 Abs 2 Nr 3 Halbs 2 SGG kann der geltend gemachte Verfahrensmangel 

allerdings nicht auf eine Verletzung der §§ 109 und 128 Abs 1 Satz 1 SGG  und auf eine Ver-

letzung des § 103 SGG (Aufklärung des Sachverhalts von Amts wegen) nur gestützt werden, 

wenn er sich auf einen Beweisantrag bezieht, dem das LSG ohne hinreichende Begründung 

nicht gefolgt ist. Diesen Kriterien hat die Klägerin nicht hinreichend Rechnung getragen.  

 

Zum Beleg der geltend gemachten Verletzung des § 103 SGG verweist die Klägerin auf einen 

im Schriftsatz vom 1.3.2010 "gestellten Beweisantrag". Hinsichtlich dieses Antrages hat die Klä-

gerin indes nicht dargelegt, dass sie ihn - wie erforderlich - bis zur Entscheidung des LSG in der 

Hauptsache aufrechterhalten habe. 

 

Nach dem Sinn und Zweck des § 160 Abs 2 Nr 3 SGG kann das Übergehen eines Beweisan-

trags nur dann ein Verfahrensmangel sein, wenn das LSG vor seiner Entscheidung darauf hin-

gewiesen wurde, dass der Beteiligte die Amtsermittlungspflicht des Gerichts (§ 103 SGG) noch 

nicht als erfüllt ansieht (vgl ua BSG SozR 1500 § 160 Nr 67; SozR 3-1500 § 160 Nr 9, 20, 31 

sowie Bundesverfassungsgericht <BVerfG> SozR 3-1500 § 160 Nr 6; Krasney/Udsching, Hand-

buch des sozialgerichtlichen Verfahrens, 5. Aufl 2008, IX, RdNr 130). Dem Beweisantrag soll 

eine Warnfunktion zukommen, die er nicht erfüllt, wenn er zwar in einem früheren Verfahrens-

stadium schriftsätzlich gestellt wurde, im Entscheidungszeitpunkt selbst aber nicht mehr er-

kennbar weiterverfolgt wird. Das Übergehen eines Beweisantrags liegt daher zumindest bei 

rechtskundig vertretenen Beteiligten nur dann vor, wenn der Beweisantrag in der abschließen-

den mündlichen Verhandlung oder bei einer Entscheidung ohne mündliche Verhandlung schrift-

sätzlich zu einem Zeitpunkt gestellt bzw wiederholt wurde, in dem feststand, dass das LSG von 

sich aus keine Ermittlungen mehr durchführen würde. Wenn ein Beteiligter, ohne den Beweis-

antrag zu wiederholen, sich mit einer Entscheidung ohne mündliche Verhandlung 

einverstanden erklärt bzw die Gelegenheit zur Anhörung gemäß § 153 Abs 4 Satz 2 SGG 

verstreichen lässt, muss er sich so behandeln lassen, als sei sein Beweisantrag erledigt (BSG 

SozR 3-1500 § 160 Nr 20, 31; BSG SozR 4-1500 § 160 Nr 11, 12, 13). 
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Dass die Klägerin ihren Antrag auf Vernehmung der Frau P.       P.               als Zeugin nach 

oder mit ihrer Einverständniserklärung zur Entscheidung durch Urteil ohne mündliche Verhand-

lung (§ 124 Abs 2 SGG) ausdrücklich aufrechterhalten oder wiederholt habe, hat sie nicht ein-

deutig vorgebracht. Im Übrigen hat die Klägerin auch nicht hinreichend dargelegt, dass das 

LSG diesem Antrag ohne hinreichende Begründung nicht nachgekommen sei, es sich also zu 

dessen Befolgung hätte gedrängt fühlen müssen. Hierzu bestand besonderer Anlass, denn das 

LSG könnte die unter Beweis gestellte Tatsache, "dass die Klägerin ständig Medikamente 

nimmt und daher sehr müde ist und in ihrer Freizeit nicht mehr ausgeht", als zutreffend 

angenommen haben (s Seite 10 des Urteilsumdrucks). Soweit die Klägerin vorträgt, das 

Sozialgericht sei auf dieses "Thema" nicht eingegangen, lässt sie unberücksichtigt, dass der 

Berufungssenat dazu auf das Gutachten des Sachverständigen Dr. S.         vom 28.6.2006 

Bezug genommen hat. Eine Auseinandersetzung mit dem Inhalt dieses Gutachtens zu diesem 

Punkt hat die Klägerin unterlassen. 

 

Die Beschwerde ist daher ohne Hinzuziehung ehrenamtlicher Richter als unzulässig zu ver-

werfen (§ 160a Abs 4 Satz 1 Halbs 2 iVm § 169 SGG). 

 

Die Kostenentscheidung beruht auf einer entsprechenden Anwendung des § 193 SGG. 
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